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Mit ihrer Entscheidung vom 24. April 2007 hat die Europäische Kommission das
Prüfverfahren hinsichtlich der Vereinbarkeit von Auftragsdefinition und
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland mit den
Bestimmungen in Art. 87 ff., 86 EGV vorläufig eingestellt (siehe IRIS 2007-2: 5,
IRIS 2006-6: 10, IRIS 2005-4: 4 und IRIS 1997-9: 13). Dies hat sie den deutschen
Behörden mit Schreiben vom selben Tage mitgeteilt, in dem sie den
Verfahrensgang, die wesentlichen Argumente in Bezug auf die
Prüfungsgegenstände und die beihilferechtliche Würdigung ebenso darstellt wie
die für zweckdienlich erachteten Maßnahmen und die darauf bezogenen Zusagen
Deutschlands.

Im Wesentlichen hält die Kommission an ihrer Auffassung fest, die Finanzierung
durch Rundfunkgebühren stelle eine Beihilfe dar; das Gleiche gelte für Anstaltslast
und Gewährträgerhaftung. Lediglich in Bezug auf die Sonderbehandlung bei der
Bemessung der Körperschaftssteuer sieht sie den Beihilfetatbestand derzeit als
nicht erfüllt an. Die Kriterien, die der EuGH in der Altmark-Entscheidung
aufgestellt hat, seien nicht erfüllt. Das Vorliegen einer (potenziellen)
Wettbewerbsverfälschung wird ebenfalls bejaht, bevor die
Finanzierungsregelungen als sogenannte „Altbeihilfe“ eingestuft werden. Bei der
Prüfung der Vereinbarkeit der Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt, auf der Basis
des Art. 86 EGV, geht die Kommission mit Blick auf die digitalen Zusatzkanäle von
ARD und ZDF sowie die „neuen Mediendienste“ davon aus, dass die
Auftragsdefinition nicht hinreichend klar und präzise erfolgt sei. Sie stellt in den
Raum, dass ein „offensichtlicher Fehler“ in der Hinzurechnung rein kommerzieller
Aktivitäten zum öffentlichen Auftrag liegen könne, vor allem wenn keine
ausreichende Mitteltrennung vorliege. Grundsätzlich seien aber auch das
Erbringen neuer Dienste über neue Plattformen sowie die Ausstrahlung von
Sportsendungen zulässiger Teil des Auftrags. Die Kommission vermisst eine klare
Beauftragung der Anstalten, inwieweit digitale Zusatzkanäle und neue Dienste
von ARD und ZDF angeboten werden können. Hinsichtlich der Kontrolle durch die
anstaltsinternen Gremien verbleiben bei der Kommission Zweifel, was die
Wirksamkeit der Aufsicht anbelangt, jedenfalls solange und soweit ein klarer
Auftrag nicht vorliegt. Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung zieht die
Kommission die sogenannte Transparenz-Richtlinie heran; eine getrennte
Buchführung nach deren Vorgaben finde nicht statt. Bei der Prüfung, ob sich die
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Ausgleichszahlungen für die Erfüllung des öffentlichen Auftrags auf die
Nettokosten beschränken, kritisiert die Kommission das bestehende Verfahren der
KEF (Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs der Rundfunkanstalten), da
eine genaue Bedarfsermittlung nicht möglich sei, es an einer Kontrolle des
vollständigen Abzugs von gewerblichen Einnahmen fehle und eine Ex-post-
Kontrolle mit dem Ziel, eine Überkompensation auszuschließen, nicht wirksam
durchgeführt werden könne. Ein Ausschluss nicht marktkonformen Verhaltens sei
durch die bestehenden Regelungen nicht sichergestellt. In Bezug auf den Erwerb
von Sportrechten bekräftigt sie ihre Auffassung, dass es an einem geeigneten
System fehle, das es kommerziellen Anbietern zu angemessenen Bedingungen
ermöglichen würde, nicht genutzte Rechte in Sublizenz zu erwerben.

Zu den aufgeführten Punkten werden sodann die „zweckdienlichen Maßnahmen“
dargestellt, die die Kommission als tauglich ansieht, ihre beihilferechtlichen
Bedenken auszuräumen. Daran schließt sich eine Beschreibung der von
Deutschland im Dezember 2006 gemachten Zusagen an. Die Kommission
erläutert ihr Verständnis dieser Zusagen umfänglich und erachtet diese als
geeignet.

Deutschland, das heißt in erster Linie die zuständigen Bundesländer, hat nunmehr
zwei Jahre Zeit, die erforderlichen Maßnahmen zu erlassen.

„Staatliche Beihilfen: Kommission stellt Untersuchung betreffend die
Finanzierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks in Deutschland ein“,
Pressemitteilung der Europäischen Kommission vom 24. April 2007

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/07/543&format=HTML
&aged=0&language=DE&guiLanguage=en

Entscheidung der Europäischen Kommission K(2007) 1761 endg. vom 24.
April 2007 - Staatliche Beihilfe E 3/2005 (ex- CP 2/2003, CP 232/2002, CP
43/2003, CP 243/2004 und CP 195/2004) – Deutschland - Die
Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten in
Deutschland

http://ec.europa.eu/community_law/state_aids/comp-2005/e003-05.pdf
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